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Arbeitsnummer 11/355

Sehr geehrte Frau Kollegin,

Ihre o. a. Frage beantworte ich wie folgt:
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Berlin, 5. Dezember 2011

Frage Nr. 11/355:
Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem Boykott des Arzneimittelherstellers
Novartis, der drei wichtige Pharmagroßhändler (mit einem Marktanteil von 60 %) nicht mehr
beliefert (siehe z.B. Berliner Zeitung vom 25.112011), wodurch Lieferengpässe inden Apo
theken und eine mangelhafte Versorgung der Patientinnen und Patienten auftreten können,
und welche Maßnahmen erachtet die Bundesregierung als notwendig, um sicherzustellen,
dass Pharmakonzeme insbesondere bei altemativlosen Präparaten einen solchen Preis
kampf mit dem Großhandel nicht auf dem Rücken der Patientinnen und Patienten austragen
können, somit Lieferengpässe aus diesem Grunde auszuschließen sind und die Sicherstel
lung der gesundheitlichen Versorgung unbedingten Vorrang vor den wirtschaftlichen Interes
sen von Unternehmen erhält.

Antwort:

Nach § 52bdes Arzneimittelgesetzes (AMG) haben sowohl die pharmazeutischen Unter
nehmer alsauch derArzneimittel-Großhandel einen öffentlich-rechtlichen Auftrag zur be
darfsgerechten Bereitstellung von Arzneimitteln. Die vertraglichen Lieferbeziehungen zwi
schen pharmazeutischen Unternehmern und dem Großhandel sind nicht Gegenstand der
Arzneimittelgesetzgebung. Dies gilt insbesondere für die Höhe des freiwillig gewährten Skon
tos,




